Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 3755 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 

zu dem Ersten Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Bundesevakuiertengesetzes 

— Drucksachen 1703, 1803, 3667, zu 3667, 3742 — 


Berichterstatter im Bundestag: Berichterstatter im Bundesrat: 

Abgeordneter Kunze (Bethel) Minister Dr. Schaefer 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 224. Sitzung am 5. Juli 
1957 beschlossene Erste Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Bundesevakuiertengesetzes — Drucksachen 1703, 1803, 3667, 

zu 3667 — wird nach Maßgabe der in der Anlage zusammengefaß- 
ten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der Ver- 
mittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag über 
die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 25. Juli 1957 


Der Vermittlungsausschuß 

Kiesinger Kunze (Bethel) Dr. Schaefer 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdrudeerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 


Änderungen 

des Ersten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung 
des Bundesevakuiertengesetzes 


1. Artikel I Nr. 1 (§ 1 Abs. 5 - neu -) 

Dem § 1 wird folgender neuer Absatz 5 
angefügt: 

„(5) Evakuierte sind nicht Personen, die 
Vertriebene oder Sowjetzonenflüchtlinge 
(§§ 1 bis 4 des Bundesvertriebenengesetzes 
vom 19. Mal 1953 — Bundesgesetzbl. I 
S. 201) sind.“ 

2. Artikel I Nr. 2 (§ 2) 

a) § 2 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Soweit im folgenden nichts ande- 
res bestimmt wird, finden die Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes auf Evakuierte im 
Sinne des § 1 Anwendung, die einschließ- 
lich ihrer Haushaltsgemeinschaft am 
18. Juli 1953 in ihren Ausgangsort noch 
nicht rückgeführt oder nicht zurückge- 
kehrt waren oder die bis dahin nach ver- 
suchter Rückkehr aus wohnraummäßigen, 
hygienischen oder beruflichen Gründen, 
die kriegsbedingt sein müssen, den Aus- 
gangsort alsbald wieder verließen und 
ihren Rückkehrwillen erklären.“ 

b) In § 2 wird folgender neuer Absatz 2 
eingefügt: 

„(2) Die Bundesregierung ist ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates für die Abgabe 
der Erklärung des Rückkehrwillens eine 
Ausschlußfrist festzusetzen. Sie ist ferner 
ermächtigt, eine neue Ausschlußfrist für 
die Erklärung des Rückkehrwillens fest- 
zusetzen für Personen, für die die Erste 
Verordnung zur Durchführung des Bun- 
desevakuiertengesetzes vom 20. Dezem- 
ber 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 440) gilt, 


und die die Erklärung des Rückkehrwil- 
lens nicht oder nicht rechtzeitig abge- 
geben haben, sofern sie glaubhaft machen, 
daß sie ihren Rückkehrwillen fristgemäß 
erklärt hätten, wenn die durch die Ände- 
rungen und Ergänzungen des § 1 Abs. 2, 
§ 2 Abs. 1, § 6 Abs. 1 bis 3, § 11 Abs. 2 
und 6, § 12 a, § 16 a und § 17 Abs. 3 er- 
weiterten Betreuungsmaßnahmen vor 
Ablauf der Ausschlußfrist bereits bestan- 
den hätten.“ 

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

c) In § 2 werden die bisherigen Absätze 3, 
4 und 5 gestrichen; der bisherige Ab- 
satz 6 wird Absatz 4. 

3. Artikel I Nr. 3 (§ 4 Abs. 1) 

In § 4 Abs. 1 Satz 1 am Anfang werden 

die Worte „Nr. 2“ gestrichen. 

4. Artikel I Nr. 7 (§ 9) 

Der bisherige Text der Nr. 7 wird Nr. 7 

Buchstabe a. Es wird folgender neuer Buch- 
stabe b angefügt: 

,b) An § 9 werden folgende Absätze 6, 7 
und 8 angefügt: 

„(6) Die für die Rückführung der in 
§ 1 dieses Gesetzes genannten Personen 
erforderlichen Wohnungsbaumittel stellt 
der Bund bereit, jedoch beschränkt sich 
die Verpflichtung des Bundes darauf, daß 
er in den Jahren 1958 bis 1960 insgesamt 
gemäß § 18 Abs. 2 des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes vom 27. Juni 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 523) für die Rück- 
führung von Land zu Land bis zu 
62 Millionen Deutsche Mark und gemäß 
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§ 6 Abs. 2 Buchstabe a des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes für die Rückführung 
von Land zu Land und von außerhalb 
des Bundesgebietes bis zu 36 Millionen 
Deutsche Mark bereitstellt. 

(7) Die Evakuierten, die aus den Gebie- 
ten von außerhalb des Bundesgebietes 
rückzuführen sind, gelten hinsichtlich der 
Bereitstellung nachstelliger Finanzierungs- 
mittel für den zu ihren Gunsten erfor- 
derlichen Wohnungsbau als mit Woh- 
nungsbaumitteln zu berücksichtigende 
Flüchtlinge aus dem sowjetischen Be- 
satzungsgebiet. Die jeweiligen Leistungen 
des Bundes hierfür ergeben sich aus dem 
Jahreshaushaltsplan des Bundes. 

(8) Über die Verteilung und die Art 
des Einsatzes der Mittel bestimmt der 
Bundesminister für Wohnungsbau im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister 


für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 
geschädigte/ 4 f 

5. Artikel I Nr. 10 (§ 12 Abs. 1) 

In § 12 Abs. 1 werden ersetzt: 

das Wort „ist“ durch das Wort „soll“ und 
die Worte „zu fördern“ durch die Worte 
„gefördert werden“. 

6. Artikel I a (neu) 

Nach Artikel I wird folgender neuer Arti- 
kel I a eingefügt: 

„Artikel I a 

Der Bundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Bundesevakuier- 
tengesetzes in der neuen Fassung bekanntzu- 
geben, die sich aus den Änderungen und Er- 
gänzungen in Artikel I ergibt.“ 
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